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Bericht und Abänderungsantrag 
 
 
des Rechtsausschusses und des Sozialausschusses über den selbständigen Antrag 
der Landtagsabgeordneten KO lng. Norbert Hofer, Michaela Brandlhofer, Kolleginnen 
und Kollegen auf Fassung einer Entschließung (Beilage 0128) betreffend ,,Altersarmut 
von Frauen in Österreich" (Zahl 2100-0096) (Beilage 0186). 
 
Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss haben den selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten KO lng. Norbert Hofer, Michaela Brandlhofer, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend ,,Altersarmut von Frauen in 
Österreich", in ihrer 4. gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 04.06.2025, beraten. 
 
Landtagsabgeordnete Michaela Brandlhofer wurde zur Berichterstatterin gewählt. 
 
Nach ihrem Bericht stellte Landtagsabgeordnete Michaela Brandlhofer den Antrag, 
dem Landtag zu empfehlen, dem gegenständlichen Entschließungsantrag die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 
 

Am Ende der Wortmeldung der Landtagsabgeordneten Claudia Schlager stellte diese 
einen Abänderungsantrag. 
 

Bei der anschließenden Abstimmung wurde der von der Landtagsabgeordneten 
Claudia Schlager gestellte Abänderungsantrag mit den Stimmen der SPÖ gegen die 
Stimmen der FPÖ und ÖVP mehrheitlich angenommen. 
 
Der Rechtsausschuss und der Sozialausschuss stellen daher den Antrag, der Landtag 
wolle den selbständigen Antrag der Landtagsabgeordneten KO lng. Norbert Hofer, 
Michaela Brandlhofer, Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung 
betreffend ,,Altersarmut von Frauen in Österreich", unter Einbezug der von der 
Landtagsabgeordneten Claudia Schlager beantragten und in der Beilage ersichtlichen 
Abänderungen, die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
 
 

Eisenstadt, am 04. Juni 2025 
 
 

      Der Obmann-Stv. des Rechtsausschusses 
Die Berichterstatterin:   als Vorsitzender der gemeinsamen Sitzung: 
Michaela Brandlhofer eh.   Mag. Christian Drobits eh. 



Frau 
Präsidentin des Burgenländischen Landtages 
Mag.a Astrid Eisenkopf 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 
 
 
 

Eisenstadt, am 04. Juni 2025 
 

 
Abänderungsantrag 

 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Wolfgang Spitzmüller, 
Kolleginnen und Kollegen zum selbständigen Antrag, 2100 – 0096, welcher 
abgeändert wird wie folgt: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 



Entschließung 
des Burgenländischen Landtages vom …. betreffend „nationaler Aktionsplan 
zur Bekämpfung von jeglicher Form von Armut in Österreich“  
 
Zum unter Zahl 2100 – 0096 eingebrachten selbständigen Antrag der 
Landtagsabgeordneten Ing. Norbert Hofer, Michaela Brandlhofer, Kolleginnen und 
Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Altersarmut von Frauen in 
Österreich“ hält der Burgenländische Landtag fest: 
 
Nach einer aktuellen Erhebung1 der Statistik Austria zu Einkommen und 
Lebensbedingungen galten im Jahr 2024 1.288.000 Personen in Österreich als 
armutsgefährdet. Das entspricht 14,3 Prozent der österreichischen Bevölkerung. 
Davon leben 336.000 Menschen in absoluter Armut. Als armutsgefährdet gelten 
nach EU-Vorgaben jene Personen, deren bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-
Nettohaushaltseinkommen weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens eines 
Landes beträgt. Daher galten in Österreich im Jahr 2024 alleinlebende Personen als 
armutsgefährdet, wenn sie weniger als 1.661 Euro pro Monat zur Verfügung hatten. 
Für Haushalte mit zwei Elternteilen und zwei Kindern unter 14 Jahren lag die 
Armutsgefährdungsschwelle bei 3 488 Euro pro Monat. Im Vergleich zum Vorjahr 
sank die Anzahl der betroffenen Personen um 0,6 Prozent. Dennoch liegt die Zahl 
der Betroffenen auf einem besorgniserregenden Niveau, gerade im Hinblick darauf, 
dass Österreich laut dem renommierten britischen Wirtschaftsmagazin „The 
Economist“ das viertreichste Land der Europäischen Union ist.  
 
Besonders von Armut und Ausgrenzung bedroht sind Kinder, Alleinerzieher:innen, 
Arbeitslose, Menschen mit chronischen Erkrankungen und alleinstehende Frauen in 
der Pension. Daher bedarf es weiterer effektiver Maßnahmen zur Unterstützung 
dieser Personengruppen. Die Bundesregierung hat aus diesem Grund die im 
Regierungsprogramm vorgesehene Kindergrundsicherung so schnell wie möglich 
umzusetzen. Die Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge für Pensionist:innen 
belasten gerade alleinstehende Frauen in der Pension und soll daher wieder 
zurückgenommen werden. Die Nichtanpassung etlicher Sozialleistungen an die 
Inflation in den nächsten zwei Jahren trifft vor allem Alleinerziehende, da ihr 
Einkommen zu mehr als einem Viertel aus Sozialleistungen besteht.  
 
Ganz anders zeigt sich die Lage im Burgenland. Im Bundesländervergleich weist das 
Burgenland mit einer Armutsgefährdungsquote von 6,4 Prozent die niedrigste Quote 
aller Bundesländer auf. Vergleicht man diesen Wert mit dem Bundesdurchschnitt, so 
ist die Armutsgefährdungsquote in Österreich doppelt so hoch wie im Burgenland. 
Die Armutsgefährdungsquote von 6,4 Prozent bedeutet auch einen Rückgang in 
Höhe von 2,5 Prozent im Vergleich zum Jahr 2023, in dem der Anteil im Burgenland 
8,9 Prozent betrug. Schon damals hatte das Burgenland den niedrigsten Wert 
Österreichs. 

                                                           
1 < https://statistik.at/fileadmin/pages/338/Tabellenband_EUSILC_2024.pdf >  



Die vorliegenden Daten beweisen, dass die Sozialpolitik der Burgenländischen 
Landesregierung Wirkung zeigt. Selbst ÖVP-Klubobmann Strobl erkannte in der 
letzten aktuellen Stunde zur Armutsbekämpfung in Österreich die Treffsicherheit 
der sozialpolitischen Maßnahmen der Landesregierung an, als er das Burgenland als 
eine „Region mit niedrigen Lebenserhaltungskosten“ bezeichnete. Gerade in Zeiten 
anhaltender Krisen und der Teuerungswelle ist dieser Umstand nur durch gezielte 
Maßnahmen wie den burgenländischen Mindestlohn, die kostenlose 
Kinderbetreuung, den Wohnkosten- und Wärmepreisdeckel, das Anstellungsmodell 
für betreuende Angehörige und Vertrauenspersonen sowie die Einrichtung des 
Sozial- und Klimafonds möglich. Investitionen in Kinderbildungs- und  
-betreuungseinrichtungen tragen einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung der 
Armut bei, da dies eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglicht. 
Damit ist das Burgenland ein Vorzeigeland im Bereich der Kinderbetreuung. Bereits 
jetzt erreicht das Burgenland mit einer Betreuungsquote von 96,6 Prozent bei den 
Drei- bis Sechsjährigen die Barcelona-Ziele für 2030. Auch bei der Betreuung der 
unter Dreijährigen liegt das Burgenland mit einer Quote von 40,3 Prozent weit über 
dem österreichischen Durchschnitt von 32,8 Prozent.  
 
Zur Unterstützung der Betroffenen führte die Burgenländische Landesregierung 
zudem das österreichweit einzigartige Modell der burgenländische Sozialmärkte ein. 
Diese bieten armutsgefährdeten Menschen nicht nur eine leistbare 
Einkaufsmöglichkeit, sondern wirken auch einer sozialen Ausgrenzung entgegen. 
 
Die Burgenländische Landesregierung verfolgt im „Zukunftsplan Burgenland 2030“ 
einen breit angelegten Ansatz zur Bekämpfung von Armut. Die Landesregierung 
strebt an, die geringste Armutsquote österreichweit zu halten und will ein regionales 
Netzwerk zur Armutsbekämpfung in Zusammenarbeit mit der Armutskonferenz 
aufbauen. Weitere Schwerpunkte liegen auf der Delogierungsprävention, dem 
Konzept „Housing First“, dem Ausbau von Schlafstellen mit ganztägigen 
Aufenthaltsmöglichkeiten für Obdachlose sowie auf der Stärkung des Ehrenamtes – 
unter anderem durch eine digitale Plattform und das Buddy-System. 
 
Der Burgenländische Landtag forderte in der XXII. Legislaturperiode einstimmig 
von der damaligen Bundesregierung im Jahr 2023 die Erarbeitung eines nationalen 
Aktionsplans zur Bekämpfung von Kinderarmut. Angesichts der hohen Zahl an 
armutsgefährdeten Personen in einem der wohlhabendsten Länder Europas soll die 
Bundesregierung zusätzlich einen umfassenden nationalen Aktionsplan zur 
Bekämpfung von Armut in all ihren Erscheinungsformen erarbeiten. 
 
  



Der Landtag hat beschlossen:  
 
Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 
heranzutreten, diese möge einen umfassenden nationalen Aktionsplan zur 
Bekämpfung jeglicher Form von Armut in Österreich erarbeiten, insbesondere im 
Hinblick auf Kinder, Alleinerzieher:innen, Frauen, Arbeitslose und Menschen mit 
chronischen Erkrankungen. Dieser Aktionsplan soll insbesondere folgende 
Maßnahmen beinhalten: 

• die Rücknahme der Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge für 
Pensionist:innen von 5,1 Prozent auf 6 Prozent; 

• die schnellstmögliche Umsetzung der Kindergrundsicherung gemäß dem 
Regierungsprogramm der Bundesregierung; 

• die dauerhafte Beibehaltung der Inflationsanpassung bei Familienleistungen; 

• gezielte Maßnahmen zur Verringerung des Gender Pay Gaps. Das Burgenland 
leistet mit dem Burgenländischen Mindestlohn bereits einen wirksamen 
Beitrag zur Bekämpfung geschlechterspezifische Einkommensunterschiede. 

 
 
 


